Deutscher Bundestag 
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1949 


Drucksache Nr. 2OI5 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen, dem 
nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustim- 
mung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Umstellung der Reichsmarkspar- 
guthaben heimatvertriebener Sparer 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten 
für Reichsmarkspareinlagen im Sinne des § 22 
des Reichsgesetzes über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (RGBl. I S. 1955), 
sofern sie am 8. Mai 1945 mehr als 100 RM 
betrugen und bei Geldinstituten unterhalten 
wurden, die ihren Sitz oder ihre Nieder- 
lassung östlich der Oder-Neiße-Linie inner- 
halb der Grenzen des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 oder in 
den nach diesem Zeitpunkt vorübergehend 
in das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
bieten hatten und der Aufsicht des Reichs- 
aufsichtsamtes für das Kreditwesen unter- 
standen (Ostsparguthaben). 

(2) Sparguthaben bis zum Betrage von 
100 RM erlöschen. 

(3) Im Zweifelsfalle entscheidet derBundes- 
vertriebenenminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesfinanzminister, ob für ein Geld- 
institut die Voraussetzungen des Absatzes 1 
gegeben sind. 

§ 2 

(1) Natürliche und juristische Personen, 
mit Ausnahme der Geldinstitute und Gebiets- 


körperschaften, die ihr Gläubigerrecht an 
einer Spareinlage bei den in § 1 Absatz 1 ge*» 
nannten Geldinstituten durch ein Sparbuch 
oder sonstige geeignete Urkunden nachzu- 
weisen in der Lage sind, können^ wenn sie 
am 26. August 1939 oder in einem späteren 
Zeitpunkt ihren Wohnsitz (Sitz) oder 
dauernden Aufenthalt außerhalb der Gren- 
zen des Deutschen Reichs (Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937) oder jenseits -der Oder- 
Neiße-Linie oder in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder in Berlin hatten, von dort 
geflüchtet oder ausgewiesen sind und dorthin 
nicht zurückkehren können (heimatver- 
tnebene Sparer), nach Maßgabe der folgen- 
den Bestimmungen beantragen, daß ihre auf 
RM lautenden Sparguthaben im Verhältnis 
100:6,5 in Deutsche Mark umgewandelt und 
ihnen auf einem „Vertriebenensparkonto" 
gutgebracht werden. 

(2) Der Antrag kann nur gestellt werden, 
wenn der heimatvertriebene Sparer am 
31. Dezember 1950 den Wohnsitz (Sitz) oder 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet hatte 
und solange er den Wohnsitz (Sitz) oder den 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet 
beibehält. 

(3) Ohne Rücksicht auf den in Absatz 2 
genannten Stichtag kann der Antrag gestellt 
werden, wenn 

a) ein heimatvertriebener Sparer spätestens 
6 Monate nach der Vertreibung im 
im Bundesgebiet den Wohnsitz (Sitz) ge- 
gründet oder den dauernden Aufenthalt 
genommen hat, 

b) ein heimatvertriebener Sparer aus der 
Kriegsgefangenschaft oder Internierungs- 
haft in das Bundesgebiet entlassen wor- 
den ist. 
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§ 3 

Ansprüdie aus § 2 können nur dann 
geltend gemadit werden, wenn die Anmelde- 
berechtigten nadiweisen, daß sie bereits am 
31. Dezember 1950 Gläubiger eines Ostspar- 
guthabens (§ 1 Absatz 1) waren. Ein Redits- 
erwerb nach dem 31.' Dezember 1950 be- 
rechtigt nur dann zur Geltendmachung des 
Anspruch aus § 2, wenn er auf einer Gesamt- 
rechtsnadifolge im Wege der Vererbung 
beruht. 

S 4 

Kriegsvertriebene Sparer, die gemäß den 
von der Ostzojnenregierung erlassenen An- 
ordnungen Ansprüche aus ihren Spargut- 
haben bei der Bankenkommission Berlin W 8 
geltend gemacht haben oder geltend machen 
können, werden nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes berücksichtigt, wenn sie ihre 
Ansprüche aus den bei der Banken- 
kommission angemeldeten Sparguthaben an 
das Hauptamt für Soforthilfe abtreten. 

S 5 

(1) Ansprüche gemäß § 2 müssen unter 
Einreichung der Beweisunterlagen binnen 
6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bei einem im Bundesgebiet ansässigen 
Geldinstitut der zuständigen Bankengruppe 
(öffentliche Banken, öffentliche Sparkassen, 
Privatbanken, ländliche und gewerbliche 
Kreditgenossenschaften) angemeldet werden. 
Für die in § 2 Absatz 3 bezeichneten Per- 
sonen beginnt die Anmeldefrist mit dem 
Tage, an dem sie im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder dauernden AAf enthalt ge- 
nommen haben. 

(2) Das zuständige Geldinstitut prüft die 
Anmeldungen und richtet, falls es die er- 
hobenen 'Ansprüche für begründet hält, für 
den Antragsteller in Höhe von 6,5 Vo des 
nachgewiesenen RM-Betrages ein DM-Spar- 
guthaben („Vertriebenensparguthaben") ein 
und fertigt ihm ein über diesen Betrag 
lautendes Spar'buch („Vertriebenensparbuch‘‘) 
aus. 

(3) Die Verzinsung beginnt für alle, inner- 
halb der Anmeldefrist beantragten Um- 
stellungen ohne Rücksicht auf den Tag der 
Anmeldung oder Anerkennung, gleichmäßig 
mit dem 1. Januar 1951. 

(4) Die für die allgemeine Geschäfts- 
prüfung der Geldinstitute zuständigen Stellen 


haben auch die mit der Umstellung der Ost- 
sparguthaben verbundenen Geschäfte über- 
zuprüfen und über das Ergebnis zu berichten. 

S 6 

(1) Im Falle einer Ablehnung hat das 
Geldinstitut dem Antragsteller einen be- 
gründeten Bescheid gegen Behändigungs- 
schein oder mittels eingeschriebenen Briefes 
zu erteilen. 

(2) Dem Antragsteller steht gegen den 
Bescheid binnen 4 Wochen die Feststellungs- 
klage bei den ordentlichen Gerichten zu. Die 
von ihnen getroffenen Entscheidungen sind 
für alle nach diesem, Gesetz tätig werdenden 
Stellen verbindlich. 

§ 7 

Die Geldinstitute melden nach Ablauf der 
sechsmonatigen Anmeldefrist Anzahl und aus- 
machenden Betrag der von ihnen aner- 
kannten Vertriebenensparguthaben an das 
Hauptamt für Soforthilfe nach den von ihm 
erlassenen Richtlinien. Das Hauptamt kann 
insbesondere anordnen, daß öffentliche Spar- 
kassen und genossenschaftliche Kreditinstitute 
die Meldung über ihre regionalen Zusammen- 
schlüsse und daß Filialen von Banken die 
Meldungen über ihre Hauptanstalten einzu- 
reichen haben. 

S B 

Die Geldinstitute erhalten in Höhe der 
von ihnen gemeldeten und anerkannten Ver- 
triebenenguthaben Deckungsforderungen 
gegen den bei der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu bildenden Eastenausgleichsfonds, die 
um 1 Vo höher zu verzinsen sind, als sie 
selbst zur Verzinsung der Vertriebenenspar- 
guthaben aufzuwenden haben. Der Lasten- 
ausgleichsfonds hat die Deckungsforderungen 
in 5 gleichen Jahresraten, beginnend mit dem 
1. Januar 1952, zu tilgen. Er kann im Be- 
darfsfälle den Geldinstituten Vorschüsse auf 
ihre Deckungsforderungen unter den bank- 
üblichen Bedingungen gewähren. 

§ 9 

Die Vertriebenensparguthaben bis 20 DM 
können jederzeit abgehoben werden. Über 
größere Sparguthaben kann in 5 gleichen 
Jahresraten, beginnend mit dem 1. Januar 
1952 verfügt werden. Die Spareinlagen 
werden mit dem Zinssatz für Spareinlagen 
mit gesetzlicher Kündigungsfrist verzinst. 
Für gutgeschriebene Zinsen gilt 'die Be- 
schränkung des Satzes 2 nicht. Die Bundes- 
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regierung erläßt Richtlinien, nach denen von 
den Auszahlungsbeschränkungen abgewichen 
werden kann, falls dies zur Behebung von 
Notständen oder für den Wiederaufbau 
einer Existenz erforderlich ist. 

S 10 

Zur Deckung derjenigen Unkosten, die 
den Geldinstituten durch ihre Mitwirkung 
zur Durchführung dieses Gesetzes entstehen, 
ist im Falle der Einrichtung eines Ver- 
triebenensparguthabens jeweils eine Gebühr 
von ^/ 2 Vo des gutgeib rächten DM-Betrages, 
mindestens aber 0,20 DM zu ihren Gunsten 
einzubehalten. 

S 11 

Die mit der Aufbewahrung und Ver- 
waltung des Vermögens und der Geschäfts- 
unterlagen heimatvertriebener Geldinstitute 
betrauten Stellen Im Bundesgebiet sind ver- 
pflichtet, an der Durchführung dieses Ge- 
setzes nach Richtlinien mitzuwirken, die der 
Bundesfinanzminister erläßt. Die ihnen hier- 
durch entstehenden Unkosten sind durch 
Gebühren zu decken, soweit sie nicht aus 
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dem Vermögen der verwalteten Geldinstitute 
bestritten werden können. Die Bundesregie- 
rung erläßt die erforderlichen Durchführungs- 
\bestimmungen, 

§ 12 

Auf die Sparguthaben- der krlegsver- 
drängten Sparer finden, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist, die für die 
übrigen Sparguthaben geltenden Vorschriften 
'des Bundes und der Länder Anwendung. Sie 
nehmen ins*b'esondere auch an einer etwaigen 
Im BundesgeSbiet sich vollziehenden Auf- 
wertung der Sparguthaben In voller Gleich- 
berechtigung teil. 

§ 13 

Soweit die kriegsvertriebenen Sparer nach 
Maßgabe dieses Gesetzes befriedigt worden 
sind, gehen ihre Ansprüche gegen die ur- 
'sprüngllch verpflichteten Geldinstitute auf 
den Bund (Lastenausgleichsfonds) über. 

S 14 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach 
seiner Verkündigung in Kraft. 


Kuntscher Ehren 

FrauDr. Weber (Essen^ Dr. Vogel 
Pfender Becker (Pirmasens) 

Leibfried Dr. von Brentano 

Dr. Götz und Fraktion 
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